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  Tipp März 2015: 

 
Information des Bundesministeriums für Gesundheit 
Was hat sich seit dem 1. Januar 2015 geändert? 

Das Erste Pflegestärkungsgesetz 

Durch zwei Pflegestärkungsgesetze will das Bundesgesundheitsministerium in dieser 
Wahlperiode deutliche Verbesserungen in der pflegerischen Versorgung umsetzen. Durch 
das erste Pflegestärkungsgesetz wurden bereits seit dem 1. Januar 2015 die Leistungen für 
Pflegebedürftige und ihre Angehörigen spürbar ausgeweitet und die Zahl der zusätzlichen 
Betreuungskräfte in stationären Pflegeeinrichtungen erhöht. Zudem wurde ein 
Pflegevorsorgefonds eingerichtet.  

Mit dem zweiten Pflegestärkungsgesetz soll noch in dieser Wahlperiode der neue 
Pflegebedürftigkeitsbegriff und ein neues Begutachtungsverfahren eingeführt werden. Die 
bisherige Unterscheidung zwischen Pflegebedürftigen mit körperlichen Einschränkungen 
und Demenzkranken soll dadurch wegfallen. Im Zentrum steht der individuelle 
Unterstützungsbedarf jedes Einzelnen. Dadurch wird die Pflegeversicherung auf eine neue 
Grundlage gestellt. 

Durch die Pflegestärkungsgesetze werden die Beiträge für die Pflegeversicherung in zwei 
Schritten um insgesamt 0,5 Beitragssatzpunkte angehoben. Dadurch stehen fünf Milliarden 
Euro mehr pro Jahr für Verbesserungen der Pflegeleistungen zur Verfügung. 1,2 Milliarden 
Euro fließen in einen Pflegevorsorgefonds. Insgesamt können die Leistungen aus der 
Pflegeversicherung um 20 Prozent erhöht werden. 

Auszüge der Änderungen mit Bezug auf das Schwarzachhaus: 

Wie werden neue Wohnformen unterstützt? 

Neue Wohnformen werden besser unterstützt.  
Der Wohngruppenzuschlag, den Pflegebedürftige aus der Pflegeversicherung erhalten, 
wenn sie eine Pflegekraft in einer ambulant betreuten Wohngruppe mit mindestens drei 
Pflegebedürftigen beschäftigen, wird künftig auf 205 Euro pro Monat erhöht. Außerdem 
gibt es eine Anschubfinanzierung (bis zu 2.500 Euro je Pflegebedürftigen, maximal 10.000 
Euro insgesamt je Wohngruppe) für die Gründung einer ambulant betreuten Pflege- 
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Wohngruppe, die künftig einfacher in Anspruch genommen werden kann. Diese Leistungen 
stehen künftig auch Personen in der so genannten Pflegestufe 0 (insbesondere 
Demenzkranke) zur Verfügung. Auch der Zuschuss für Umbaumaßnahmen wird deutlich 
aufgestockt, Wohngruppen können künftig bis zu 16.000 Euro erhalten. Das hilft auch den 
neuen Wohnformen.  

Was verbessert sich für Demenzkranke? 

Der Leistungsanspruch von demenziell Erkrankten wird deutlich erweitert. 
Bislang hatten Menschen, die zwar in ihrer Alltagskompetenz erheblich eingeschränkt sind, 
deren Pflegebedarf aber unterhalb der Pflegestufe I liegt (sogenannte Pflegestufe 0), nur 
einen eingeschränkten Leistungsanspruch. Dieser wird jetzt maßgeblich erweitert: Künftig 
können diese Versicherten auch Leistungen der Tages- und Nachtpflege, der Kurzzeitpflege 
und den Zuschlag für Mitglieder ambulant betreuter Wohngruppen erhalten. Zudem wird 
ihnen ermöglicht, die Anschubfinanzierung für ambulant betreute Wohngruppen zu 
bekommen. Damit erhalten sie jetzt Zugang zu allen Leistungen im ambulanten Bereich, die 
auch Personen mit einer Pflegestufe zustehen. Das vereinfacht auch die Einführung des 
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs. 

Was verbessert sich für körperlich beeinträchtigte Pflegebedürftige (z. B. nach einem 
Schlaganfall)? 

Vorwiegend körperlich beeinträchtigte Pflegebedürftige erhalten einen Anspruch auf 
zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen.  
Bislang hatten nur Menschen mit einer auf Dauer erheblich eingeschränkten 
Alltagskompetenz (also insbesondere an Demenz Erkrankte) einen Anspruch auf zusätzliche 
Betreuungs- und Entlastungsleistungen nach § 45b SGB XI. Auch das wird sich jetzt 
grundlegend ändern: Pflegebedürftige, die stärker körperlich eingeschränkt sind – z. B. nach 
einem Schlaganfall – erhalten jetzt ebenfalls einen Anspruch auf entsprechende Leistungen. 
Damit bekommen die Betroffenen nun auch erstmals einen Anspruch auf niedrigschwellige 
Hilfen, d.h. sie können sich vor Ort ein Angebot suchen, das nach Landesrecht anerkannt ist, 
und bekommen die Kosten bis zur Höhe von 104 Euro monatlich bzw. 1.248 Euro pro Jahr 
erstattet. Zudem steht ihnen künftig ebenfalls die – oben bereits angeführte – Möglichkeit 
zu, zusätzlich maximal 40 % des Anspruchs auf ambulante Sachleistungen für solche 
niedrigschwelligen Angebote zu verwenden. 

 
Quelle:  http://www.bmg.bund.de/themen/pflege/pflegestaerkungsgesetze/pflegestaerkungsgesetz-i.html 

 

 

 
 
 

 


